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Tabelle 1.1: Resultate Schweiz und pro Kanton, in Prozent der Teilnehmenden

Kantone Stimmbeteiligung

in %

Änderung 
der Volksrechte

% Ja

Anpassung der kantonalen Beiträge 
für innerkantonale stationäre 

Behandlungen 
% Ja

Schweiz 28.0 70.3 77.4

Zürich 32.9 66.9 79.0

Bern 23.7 74.4 78.8

Luzern 28.9 73.6 80.3

Uri 31.3 57.3 70.6

Schwyz 36.4 63.0 73.6

Obwalden 25.6 66.8 78.7

Nidwalden 28.4 70.9 77.2

Glarus 19.0 56.8 75.8

Zug 30.5 72.8 79.6

Freiburg 21.4 77.3 75.5

Solothurn 27.2 73.9 76.2

Basel-Stadt 43.2 75.5 80.4

Basel-Land 28.6 72.1 78.7

Schaffhausen 52.2 56.2 77.5

Appenzell A.-Rh. 42.7 65.2 76.0

Appenzell I.-Rh. 22.6 65.2 77.3

St. Gallen 28.5 69.4 74.1

Graubünden 19.5 70.4 80.4

Aargau 25.9 69.5 76.1

Thurgau 39.2 72.9 76.0

Tessin 19.6 65.5 75.8

Waadt 30.5 75.2 69.6

Wallis 14.8 62.6 73.7

Neuenburg 38.7 77.2 80.4

Genf 36.1 64.6 83.6

Jura 21.2 75.2 72.0
Quelle: http//:www.admin.ch (vorläufige Resultate)
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1. Einleitung

Am 9. Februar 2003 wurden den Schweizer Stimmberechtigten zwei Vorlagen zur 
Abstimmung vorgelegt. Die erste Vorlage betraf die Änderung der Volksrechte und soll­
te einige Mängel der direkten Demokratie beheben. Die zweite entsprang einem Vorstoss 
der Krankenversicherung Assura, die das Referendum gegen ein dringliches Bundes­
gesetz über die Anpassung der kantonalen Beiträge für die innerkantonalen stationären 
Behandlungen ergriffen hatte.

Diese Volksabstimmung zeichnete sich durch eine historische Zahl an Stimmenthaltun­
gen aus, da sich nur 28%  der Stimmberechtigten an ihr beteiligten. Das gilt für sämtliche

• Kantone. Im Zeitraum 1 9 9 2 -2002  lag die durchschnittliche Stimmbeteiligung bei 44% . 
In rund einem Viertel der Kantone begaben sich weniger als 25%  der Bürgerinnen an die 
Urnen. Die höchste Stimmenthaltung war im Kanton Waadt zu verzeichnen (85.2% ).

Mit der extrem niedrigen Abstimmungsbeteiligung liegt diese Volksabstimmung auf 
Rang Drei seit Einführung des Frauenstimm- und Wahlrechts im Jahr 1971. Lediglich die 
Abstimmungen vom 4. Juni 1972 (Schutz der Währung; Stabilisierung des Baumarktes) 
und vom 4. März 1973 (Änderung der Bundesverfassung betreffend das Bildungswesen; 
Förderung der wissenschaftlichen Forschung) wiesen eine noch geringere Beteiligung 
auf.

Die im Folgenden dargestellten Ergebnisse geben mehrere Erklärungen für dieses Phäno­
men. Sie beruhen auf einer repräsentativen Befragung, die in der gesamten Schweiz in 
den beiden Wochen nach der Volksabstimmung durchgeführt wurde. Insgesamt wurden 
bei der Stichprobenerhebung 1015 Stimmberechtigte telefonisch interviewt.

1.1 Bedeutung der Vorlagen für die Stimmenden

Die befragten Personen konnten die subjektive Bedeutung der beiden Vorlagen auf einer 
Skala von 0 bis 10 einordnen. Die Ergebnisse in Tabelle 1.2 zeigen, dass sie beiden Vor- 
lagen nur wenig Bedeutung beimassen.

Tabelle 1.2: Bedeutung der zur Abstimmung vorgelegten Vorlagen au f landesweiter und 
persönlicher Ebene (durchschnittlich für jede Vorlage)

1993-2001 Änderung der Volksrechte Anpassung der kantonalen Beiträge 
für innerkantonale stationäre 

Behandlungen

Bedeutung Durchschnitt Durchschnitt N Durchschnitt N
Persönliche 5.1 3.8 884 4.6 882
Für das Land 6.8 5.2 821 5.6 829
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Die durchschnittlichen Werte sowohl für die Bedeutung auf persönlicher Ebene wie für 
die Bedeutung auf landesweiter Ebene liegen deutlich unter jenen der Periode 
1 993 -2001 . Die geringen Werte machen auch das Fehlen eines «Zugpferds» in der 
Abstimmung deutlich, d. h. einer besonders mobilisierenden Vorlage, welche die Men­
schen dazu bewegt, sich an der Abstimmung zu beteiligen und dadurch auch die Beteili­
gung für die anderen an diesem Tag vorgelegten Vorlagen anzuheben.

Im Übrigen ist die Feststellung interessant, dass sich die Bürgerinnen trotz dem Gehalt 
der Vorlagen von diesen auf persönlicher Ebene nur wenig betroffen fühlten. Während 
die Änderung der Volksrechte dazu beitragen sollte, die direkte Demokratie weiter aus­
zubauen, war ein Fünftel der Befragten der Ansicht, dass diese für sie persönlich keine 
Bedeutung besass. Diese Zahl ist bezeichnend für die mangelnde Mobilisierung der 
Bevölkerung zu diesem Thema. Auch hinsichtlich des Gesetzes über die Beteiligung der 
Kantone an den Kosten für stationäre Behandlungen fiel die Beteiligung gering aus. Trotz 
der eindringlichen Hinweise von Assura, dass eine Zustimmung zu dem Gesetz für die 
Versicherten negative Folgen hätte, besass diese Vorlage für weniger als 10%  der Befrag­
ten grosse persönliche Bedeutung.

1.2 Politische Kompetenz
Die Untersuchung der politischen Kompetenz liefert eine weitere Erklärung für die gerin­
ge Bedeutung, die der Abstimmung vom 9. Februar 2003 beigemessen wurde. Diese Ana­
lyse beruht auf einer Kompetenzskala bezüglich der Kenntnis der Vorlagen (Titel und 
Inhalt) sowie der Fähigkeit der Befragten, ihre Abstimmung zu begründen.' Die Vertei­
lung des Kompetenzniveaus für die beiden Vorlagen ist in Tabelle 1.3 dargestellt. Eine 
überwältigende Mehrheit der Teilnehmenden besitzt nur geringe Kompetenz. Beinahe 
80%  hatten nur einen geringen Kenntnisstand zum Referendum über die Anpassung der 
kantonalen Beiträge für innerkantonale stationäre Behandlungen. Bei dem Referendum 
zur Änderung der Volksrechte macht die Gruppe mit geringem Kenntnisstand sogar rund 
90%  der Teilnehmenden aus. Auch wenn die geringe politische Kompetenz der Stim­
menden häufig beklagt wird, so sind die Resultate dieser Volksabstimmung doch ausser- 
gewöhnlich, wie ein Vergleich mit dem durchschnittlichen Kompetenzniveau aus den 
Jahren 1981 bis 1995 zeigt. Durchschnittlich besitzen drei Fünftel der Stimmbürgerlnnen 
ein mittleres oder hohes Kompetenzniveau.

Tabelle 1.3: Kompetenzniveau zu den beiden Vorlagen (Prozent, nur Teilnehmende, 
N=426)

Durchschnitt
1981-1995

Änderung der Volksrechte Anpassung der kantonalen Beiträge 
für innerkantonale stationäre Behandlungen

Hoch 19 3 5
Mittel 41 11 15
Gering 40 87 80

Gesamt 100% 100%
N 426 426

1 Die Frage nach einer Begründung des Abstimmungsverhaltens wurde nur den Abstimmungsteilnehmern gestellt. Aus 
diesem Grund wird die Kompetenz nur aus der Zahl der Teilnehmenden berechnet (hier 4 2 6  Personen).



Eine detaillierte Analyse der Faktoren unserer Kompetenzskala zeigt die Schwierigkeiten 
der Stimmberechtigten, sich mit den Vorlagen der Abstimmung vertraut zu machen. In 
beiden Fällen kannte nur ein Drittel der Befragten den Titel der Vorlage. Und mehr als 
Drei Viertel waren nicht in der Lage, den Inhalt der Vorlage zur Änderung der Volks­
rechte zu nennen (56%  für das Referendum über die Anpassung der kantonalen Bei­
träge für innerkantonale stationäre Behandlungen). Schliesslich konnten zwei Drittel der 
Abstimmungsteilnehmer ihr Votum zur Änderung der Volksrechte nicht begründen 
(52%  für die Beteiligung an den Kosten für stationäre Behandlungen).

Der geringe Kenntnisstand der Stimmbürgerlnnen sowie das mangelnde Verständnis der 
Vorlage sind zum Teil auf die äusserst technische Natur der beiden Vorlagen sowie auf 
ihre Komplexität zurückzuführen. Im Übrigen trug auch die äusserst begrenzte Kam­
pagne im Vorfeld der Volksabstimmung nicht zu einem besseren Verständnis für den 
Gegenstand bei.

1.3 Die Auswirkungen der Kampagne
Die eigentliche Kampagne begann erst im Januar 2003 , vielleicht aufgrund eines allge­
meinen Rückgangs der politischen Aktivitäten zum Jahresende. Sie war daher sehr kurz 
und von einem geringen Engagement der politischen Akteure gekennzeichnet. Das dring­
liche Gesetz über die Beteiligung der Kantone an den Kosten für stationäre Behandlun­
gen wurde nur von der Krankenversicherung Assura angefochten. Der Konsens zwischen 
den politischen Parteien hatte nur eine schwache Kampagne zur Folge. Obwohl sich SP 
und SVP (aus unterschiedlichen Gründen) gegen die Reform aussprachen, war die Vor­
lage zur Änderung der Volksrechte für beide Parteien kein zentrales Thema und sie haben 
daher auch nicht besonders stark dagegen mobilisiert.

Das Fehlen einer echten Kampagne spiegelt sich in der Tabelle 1.4 wider, in der die Infor­
mationsquellen der Befragten für die verschiedenen Positionen der Kampagne aufgeführt 
sind.

Tabelle 1.4: Nutzung von Medien während der Kampagne (nur Teilnehmende N=426)

Medien % Nutzung

Offizielle Broschüre des Bundesrates 78
Artikel in Tageszeitungen und Zeitschriften 75
Fernsehen 62
Radio 48
Leserbriefe in den Tageszeitungen 42
Annoncen in den Tageszeitungen 37
Informationsmaterial 34
Plakatanschläge 24
Meinungsumfragen 23
Direktmailing 17
Mitteilungen am Arbeitsplatz 10
Infostände in den Strassen 5
Internet 5



Die offizielle Broschüre des Bundesrates steht unter den zu Rate gezogenen Informa­
tionsquellen an erster Stelle. Dieses Ergebnis steht in Kontrast zu den Volksabstim­
mungen der letzten Jahre, bei denen in der Regel Presse und Fernsehen die meist fre­
quentierten Informationsquellen darstellten. Dieser Unterschied erklärt sich sicher durch 
die begrenzte Kampagne, die sich auch in einer geringeren Nutzung der traditionellen 
Informationsquellen widerspiegelt, wie zum Beispiel Anzeigen in Tageszeitungen oder 
Plakatanschläge.

1.4 Die Meinungsbildung

In einem von Desinteresse an dem Abstimmungsgegenstand, geringem Kompetenzniveau 
und dem Fehlen einer parteipolitischen Kampagne gekennzeichneten Kontext, fiel es den 
Bürgerinnen schwer, sich eine Meinung über die beiden zur Abstimmung gestellten Vor­
lagen zu bilden (Tabelle 1.5).

Tabelle 1.5: Schwierigkeit der Meinungsbildung zu den beiden Vorlagen (Prozent)

Durchschnitt
19 81-1999

Änderung der Volksrechte Anpassung der kantonalen Beiträge 
tür innerkantonale stationäre Behandlungen

Eher leicht 52 30 37
Unentschlossen 16 32 30
Eher schwierig 32 38 33

Gesamt 100% 100% 100%
N 963 962

Während für den Zeitraum 19 8 1 -1 9 9 9  mehr als die Hälfte der Befragten angab, ihnen 
sei die Meinungsbildung zu den Abstimmungsgegenständen eher leicht gefallen, teilt 
etwa nur rund ein Drittel diese Ansicht im Hinblick auf die Volksabstimmung vom 
9. Februar. Die Zahl der Bürgerinnen, die auf diese Frage mit «eher schwierig» ant­
worteten, liegt zwar nahe am Durchschnitt der letzten 20  Jahre, der Anteil der Unent­
schlossenen liegt aber deutlich höher. Auch dieses Resultat ist ein Zeichen für das 
mangelnde Interesse der Stimmberechtigten an der Abstimmung und für ihre Schwierig­
keiten, sich angesichts komplexer Inhalte zu positionieren.

Tabelle 1.6: Entscheidungszeitpunkt (in Prozent)

Durchschnitt
1981-1999

Änderung 
der Volksrechte

Anpassung der kantonalen 
Beiträge iir innerkantonale 
stationäre Behandlungen

Entscheidung fiel zu Beginn der Kampagne 40 24 26
6 bis 2 Wochen vor der Abstim m ung 40 33 34
1 Woche bis 1 Tag vor der Abstim m ung 20 43 40

Gesamt 100% 100% 100%
N 406 407



Die Analyse des Entscheidungszeitpunkts bekräftigt diese Ergebnisse (Tabelle 1.6). W äh­
rend sich üblicherweise nur ein Fünftel der Abstimmungsteilnehmer erst in der Woche vor 
der Volksabstimmung entscheidet und die Mehrheit von Anfang an weiss, wie sie stim­
men wird, waren die Verhältnisse hier umgekehrt. Etwa 40%  der Teilnehmenden warteten 
bis zur letzten Woche vor dem Wahlgang, um eine Entscheidung zu treffen, und nur ein 
Viertel der befragten Personen wusste von Anfang an, was sie wählen wollten. Angesichts 
der für beide Vorlagen ähnlichen Ergebnisse kann man sich fragen, ob es nicht eine Art 
«Ansteckungseffekt» zwischen den beiden Abstimmungen gab. Möglicherweise hat, trotz 
unterschiedlicher Problematik, die Komplexität der Inhalte die Bürgerinnen dazu bewegt, 
den Entscheidungszeitpunkt für beide Vorlagen so lange hinauszuschieben.

Betrachtet man die vorhergehenden Analysen, scheint die Änderung der Volksrechte den 
Bürgern noch mehr Verständnisschwierigkeiten bereitet zu haben als das von Assura

• ergriffene Referendum. Eine genauere Betrachtung zeigt, dass hinsichtlich dieser Reform 
das Kompetenzniveau der Bürger einen deutlichen Einfluss auf den Entscheidungszeit­
punkt besass (Grafik 1.1). Je höher der Kenntnisstand über die Änderung, desto schnel­
ler fiel auch die Entscheidung über das Abstimmungsverhalten. Diejenigen Bürgerinnen, 
die weniger Kenntnis über den Inhalt der Reform besassen, entschieden sich tendenziell 
auch später. Dieser Zusammenhang ist bei der Abstimmung über die Anpassung der kan­
tonalen Beiträge für stationäre Behandlungen nicht so deutlich zu erkennen (Ergebnisse 
hier nicht angeführt).

Grafik 1.1: Entscheidungszeitpunkt abhängig vom Kompetenzniveau -  Änderung der 
Volksrechte (in Prozent)

100»

gering mittel hoch

Kompetenzniveau
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2. Bundesbeschluss zur Änderung der Volksrechte

2.1 Die Ausgangslage

Der Bundesbeschluss zur Änderung der Volksrechte stand an erster Stelle der Volksab­
stimmung vom 9. Februar 2003 . Er zielte auf eine punktuelle Stärkung der Volksrechte 
ab, insbesondere durch zwei wesentliche Neuerungen: Eine allgemeine Volksinitiative 
und die Ausdehnung des fakultativen StaatsVertragsreferendums. Diese Änderung war 
nicht die erste ihrer Art. Seit der Gründung der Eidgenossenschaft wurden die Volks­
rechte immer wieder erweitert. So wurde die Volksinitiative zur Revision der Verfassung 
1 891 eingeführt. 1921 stimmte das Volk einer Initiative zur Einführung des fakultativen 
Staatsvertragsreferendums zu, das 1977 ausgedehnt wurde.2 Andere Versuche, die Volks­
rechte zu erweitern, scheiterten indessen.3 Der letzte erfolglose Versuch war die Abstim­
mung vom 24. September 2 000 , in der die Stimmberechtigten das konstruktive Referen­
dum mit grösser Mehrheit ablehnten.4

M it der allgemeinen Volksinitiative können lOO'OOO Schweizer und Schweizerinnen 
Erlass, Änderung oder Abschaffung von Verfassungsartikeln oder Gesetzen in Form 
einer allgemeinen Anregung vorschlagen. Dem Parlament obliegt es dann, der Initiative 
zuzustimmen, sie zu verwerfen oder einen Gegenvorschlag einzubringen. Stimmt die 
Bundesversammlung der Initiative zu, wird das Volk nicht mehr an die Urnen gerufen 
(ausser bei Verfassungsänderungen oder wenn das Referendum verlangt wird). Das 
fakultative Staatsvertragsreferendum ist von nun an auch auf Staatsverträge anwendbar, 
die wichtige rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder deren Umsetzung den Erlass 
von Bundesgesetzen erfordert. Solche Staatsverträge können künftig mit 50 '000  Unter­
schriften zur Abstimmung gebracht werden.

Diese Revision hat ihren Ursprung in einer Reihe von Reformen der Volksrechte, die der 
Bundesrat im Rahmen der Reform der Bundesverfassung 1996 vorschlug. Das Projekt 
wurde zunächst von den Kammern in der Eintrittsdebatte im Sommer 1999 verworfen, 
von der Verfassungskommission des Ständerats im Herbst desselben Jahres aber wieder 
aufgebracht. Der endgültige Text wurde im Oktober 2002  mit 102 gegen 67 Stimmen im 
Nationalrat und mit 32 gegen 7 Stimmen im Ständerat angenommen. Das Projekt wurde 
zum Zeitpunkt seiner Annahme von den Sozialdemokraten, den Liberalen und der Evan­
gelischen Volkspartei abgelehnt, die Schweizerische Volkspartei (SVP) trat erst später ins 
Lager der Gegner ein, allerdings aus anderen Gründen als die Sozialdemokraten. Zu den 
Gegnern einer Änderung der Volksrechte zählten ebenfalls kleinere Parteien wie die 
Grünen und die Lega dei ticinesi sowie einflussreiche Verbände wie der Schweizerische 
Gewerkschaftsbund oder die AUNS (Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz). 
Die Freisinnigen und die Christlichdemokratische Volkspartei (CVP) befürworteten hin­
gegen den Bundesbeschluss.

1 Siehe V O X  Nr. 1.
1 1 956  lehnten die Schweizer und Schweizerinnen das Finanzreferendum und 1961 die Gesetzesinitiative auf Bundesebene 

ab. 197 8  und 1 9 7 9  verweigerte das Volk der vermehrten M itbestim m ung im N ationalstrassenbau und der Wahrung der 
Volksrechte und der Sicherheit beim Bau und Betrieb von Atom anlagen die Zustimmung (V O X  Nr. 5 und 9). Und 1 987  
wurde das Referendum über die M itsprache des Volkes bei M ilitärausgaben abgelehnt (V O X  Nr. 32).

4 Siehe V O X  71.
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Trotz dieser Polarisierung innerhalb der politischen Elite wurde die Kampagne im Vor­
feld der Abstimmung nur schwach geführt. Das Volk und die Kantone haben die Ände­
rung der Volksrechte indessen sehr positiv angenommen: 70%  der Stimmberechtigten 
und alle Kantone sprachen sich für das Reformprojekt aus.

2.2  Das Abstimmungsprofil

Die Tabelle 2.1 stellt das soziodemographische Profil der Abstimmungsteilnehmer dar. 
Bei der Abstimmung waren keine grossen Gegensätze zu beobachten. Im Gegenteil: Bei 
sämtlichen gesellschaftlichen Gruppen war eine breite Zustimmung zur Änderung der

Tabelle 2.1: Die Änderung der Volksrecbte -  Abstimmungsverhalten nach soziodem o- 
graphischen Merkmalen

M erkm al /  Kategorie % J a <n) Assoziations­
koeffizient

Gesamt VOX (gewichtet) 70 288

Geschlecht V =.14**
Männer 64 202
Frauen 77 179

Alter n.s.
18 bis 29 Jahre (71) (35)
30 bis 39 Jahre 68 82
40 bis 49 Jahre 75 55
50 bis 59 Jahre 72 67
60 bis 69 Jahre 68 68
70 Jahre und älter 70 74

Wohnort V=.14*
Grosse Stadt 56 54
Kleine und mittlere Stadt 71 156
Land 75 169

Sprachregion n.s.
Deutschschweiz 70 276
Französische Schweiz 72 90
Italienische Schweiz (67) (15)

Monatliches Einkommen n.s.
Weniger als 3000 (60) (47)
Zwischen 3000 und 5000 72 93
Zwischen 5000 und 7000 67 89
Zwischen 7000 und 9000 77 52
Mehr als 9000 81 53

*p<.05, **p<.01, n. s.: nicht signifikant



Volksrechte zu verzeichnen. Die soziodemographischen Merkmale der Teilnehmenden 
spielten bei der Entscheidung keine sehr grosse Rolle, abhängig von den betrachteten 
Faktoren weist der Grad der Zustimmung jedoch leichte Schwankungen auf.

Zu allererst variiert der Grad der Zustimmung abhängig vom Geschlecht: Frauen unter­
stützten die Änderung der Volksrechte zahlreicher als Männer. Diese Feststellung ist 
insofern überraschend, als dass das Geschlecht bei Abstimmungen zu vergleichbaren 
Themen, wie dem konstruktiven Referendum im Jahre 2000  oder der Ausdehnung des 
fakultativen StaatsVertragsreferendums im Jahr 1977, keine entscheidende Rolle spielte.5 
Des Weiteren war erstmals bei einer Volksabstimmung zur Änderung der Volksrechte ein 
Unterschied im Abstimmungsverhalten der Bewohner der grossen Städte und der Land­
bevölkerung zu erkennen. Letztere sprach sich zahlreicher für die Reform aus als die 
Bewohner der grossen Städte. Eine Erklärung könnte die grössere Bedeutung der direkt­
demokratischen Institutionen im ländlichen Raum abgeben. Keine Unterschiede hin­
gegen waren zwischen den Sprachregionen zu beobachten, ebenso wenig zwischen den 
Generationen oder zwischen Personen mit unterschiedlichem Ausbildungsniveau. Mit 
zunehmendem monatlichen Einkommen der Abstimmungsteilnehmer war tendenziell 
eine stärkere Unterstützung für die Änderung der Volksrechte zu beobachten. Hinsicht­
lich wichtiger Variablen wie dem sozialen Status und dem Ausbildungsniveau konnte 
aufgrund der wenigen Fälle keine Verbindung zum Abstimmungsverhalten hergestellt 
werden.
Betrachtet man Tabelle 2.2, lässt sich feststellen, dass die politischen Faktoren das 
Abstimmungsverhalten nicht weiter aufklären. Auch wurde die Änderung der Volks­
rechte überraschenderweise von allen Gruppen unabhängig ihrer politischen Orientie­
rung unterstützt. Lediglich der Grad der Zustimmung variiert.

Angesichts des in den politischen Parteien und der Elite strittigen Themas hätte man mit 
unterschiedlichen Entscheidungen abhängig von der politischen Orientierung der Teil­
nehmenden gerechnet. Doch weder die parteipolitische Präferenz noch die Einordnung 
auf der Links-Rechts-Achse zeigten signifikante Auswirkungen auf das Abstimmungs­
verhalten. Interessant ist in dieser Hinsicht jedoch das Verhalten der Anhänger von SP 
und SVP. Sie befolgten die Vorgabe ihrer Parteien nicht und unterstützten die Änderung. 
Die Wähler der SVP zeigten dabei ein differenziertes Verhalten, während die Anhän­
gerinnen der SP die Änderung der Volksrechte trotz der Opposition der Parteispitze 
deutlich befürworteten.

Während die politische Orientierung das Abstimmungsverhalten kaum beeinflusste, stieg 
der Grad der Zustimmung zur Änderung der Volksrechte mit dem Ausmass des Ver­
trauens der Teilnehmenden in die Regierung. Je  grösser das Vertrauen der Stimmenden in 
den Bundesrat, desto stärker fiel die Unterstützung der Reform aus. Dabei muss jedoch 
betont werden, dass selbst die Unzufriedenen mehrheitlich mit Ja stimmten. Hinsichtlich 
der Wertevorstellungen können wir feststellen, dass Menschen, denen die Bewahrung der 
Traditionen wichtig ist, die Reform etwas stärker befürworteten als jene, die für eine 
moderne Schweiz plädieren. Diese Variable hat die Entscheidung aber nicht wesentlich 
beeinflusst.

’ Siehe V O X  71 bzw. V O X  1.
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Tabelle 2.2: Die Änderung der Volksrechte -  Abstimmungsverhalten nach politischer 
Orientierung

Orientierung /K ategorie % J a (n) Assoziations­
koeffizient

Gesamt VOX (gewichtet) 70 288

Anhänger einer politischen Parteia n.s.
Sozialdemokratische Partei 71 79
Christlichdemokratische Volkspartei (76) (25)
Freisinnig-Demokratische Partei /  Liberale Partei (75) (48)
Schweizerische Volkspartei (56) (48)
Andere Parteien (79) (14)
Keine Partei 69 140

Einordnung auf der Links-Rechts-Achse? n.s.
Extrem Links (67) (24)
Links 74 86
Mitte 67 125
Rechts 74 81
Extrem Rechts (71) (31)
Keine Einordnung (69) (29)

Vertrauen in die Regierung

*O
 

C
sJ 
I f 

>

Vertrauen 80 153
Unentschlossen 74 53
Misstrauen 61 172

Modem /  Traditionsbewusst n.s.
Für eine moderne Schweiz 69 146
Unentschlossen 68 167
Für eine traditionsbewusste Schweiz 78 63

Kompetenzniveau n.s.
Gering 68 327
Mittel (82) (44)
Hoch (90) (10)

Kenntnisstand der Vorlage n.s.
Gering 71 128
Mittel 67 159
Hoch 75 93

Fähigkeit, Entscheidung zu begründen < II C
O *

Schlecht 66 234
Mittel 76 124
Gut (86) (22)

*p<0.05, ***p<.001, n. s.: nicht signifikant. 
a Die Kategorien «keine Partei» und «keine Einordnung» wurden für die Bewertung des Assoziationskoeffizienten nicht berück­

sichtigt.
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Wie bereits oben ausgeführt (Tabelle 1.4), zeichnete sich die Volksabstimmung zur Ände­
rung der Volksrechte durch die geringe Kompetenz der Abstimmungsteilnehmer aus. 
Kein eindeutiger Zusammenhang lässt sich zwischen dem Kompetenzniveau und dem 
Abstimmungsverhalten erkennen. Was den Kenntnisstand der Vorlage betrifft, zeichnet 
sich keine lineare Tendenz ab. Hingegen hatte die Fähigkeit der Befragten, ihre Entschei­
dung zu begründen, Auswirkungen auf die Abstimmung: Je  grösser die Fähigkeit, die 
eigene Entscheidung zu begründen, desto höher fiel die Zustimmung zur Änderung der 
Volksrechte aus.

Zusammenfassend kann man den breiten Konsens für die Änderung der Volksrechte 
unterstreichen, mit einem etwas geringerem Grad der Zustimmung unter den Männern, 
in den Städten, unter den Bürgerinnen mit Vorbehalten gegenüber der Regierung und 
unter Personen, die ihre Entscheidung nicht begründen konnten.

2 .3  Die Entscheidmotive
Die Tabellen 2.3 und 2.4  zeigen die Motive, die von den Befragten spontan zur Begrün­
dung ihres Abstimmungsverhaltens angeführt wurden. Betrachten wir zuerst die Motive 
der Befürworter der Änderung der Volksrechte. Hier zeigt sich, dass das wichtigste Argu­
ment des Bundesrates gut aufgenommen wurde und die Annahme zur Reform bestimm­
te. Beinahe die Hälfte der Teilnehmenden unterstützte die Revision, weil sie die «Volks­
rechte und die direkte Demokratie stärkt». Der Einfluss des Argumentariums der Regie­
rung wird noch massgeblicher, berücksichtigt man, dass einer von sechs Stimmenden 
erklärte, der Abstimmungsempfehlung von Parlament und Bundesrat gefolgt zu sein. Das 
gilt für die Hälfte der «anderen Motive». Erstaunlich ist hingegen das Vorherrschen all­
gemeiner Begründungen. Rund die Hälfte der Befürworter der Änderung der Volksrech­
te begründet ihr Abstimmungsverhalten mit ihrem Gefühl oder der Tatsache, dass ihnen 
die Reform positiv erschien. Diese Feststellung ist jedoch nachvollziehbar, berücksichtigt 
man das geringe Kompetenzniveau der Mehrheit der Abstimmenden (Tabelle 1.4). Abge­
sehen von dem Argumentarium der Regierung (Motiv 1) wurde nur noch ein weiteres 
spezifisches Motiv, von einer kleinen Minderheit, als Begründung angeführt, die der Zen­
tralisierung und dem Gewicht Berns etwas entgegenstellen wollte. Der Anteil unklarer 
oder zur Entscheidung widersprüchlicher Motive war indessen gering.

Tabelle 2.3: Die Änderung der Volksrechte -  Motive für die Zustimmung in Prozent 
der Teilnehmenden

Motive zugunsten derÄnderung der Volksrechte

1. Stärkt Volksrechte und die direkte Demokratie 48
2. Allgemeine Begründungen («ist positiv», «Gefühl») 48
3. Andere Motive («Abstimmungsempfehlungen») 34
4. Gegen Bern und Zentralisierung 6
5. Unklare oder zur Entscheidung w idersprüchliche Motive 5
Gesamt* 141%

(n=240)
* Gesamtwert höher als 100%, da mehrere Antworten möglich waren.



Wenden wir uns nun den von den Gegnern der Änderung der Volksrechte vorgebrachten 
Motiven zu (Tabelle 2.4). Die Bedeutung allgemeiner Begründungen sticht dabei sofort 
ins Auge. Drei von fünf Teilnehmenden lehnen die Reform der Volksrechte ab, da sie diese 
als negativ empfinden, in dieser keinen Fortschritt sehen oder weil sie mit dem Status quo 
zufrieden sind. Die «anderen Motive», die von der Hälfte der Gegner angeführt werden, 
liefern keine weitere Auskunft über die Gründe der Ablehnung, da sie sich nicht auf den 
spezifischen Inhalt der Abstimmung beziehen. Nur 40%  begründen ihr Nein mit konkre­
ten Motiven (Motiv 3 und 4), die jedoch völlig unterschiedlicher Art sind. Während bei­
nahe ein Viertel der Gegner befürchtet, die Änderung der Volksrechte könnte die direkte 
Demokratie schwächen, und damit ein Argument der Linken während der Kampagne auf­
greift, ist eine Minderheit der Ansicht, dass es bereits zu viele Abstimmungen gibt. Diese 
Bürgerinnen lehnen aus diesem Grund eine Ausweitung der Volksrechte ab.

•  Tabelle 2.4: Die Änderung der Volksrechte -  Motive für die Ablehnung in Prozent der 
Teilnehmenden

Motive gegen die Änderung der Volksrechte

1. Allgemeine Begründungen («keine Fortschritt», «ist negativ») 59
2. Andere Motive 51
3. Die Änderung schwächt die Demokratie 23
4. Es gibt bereits zu viele Abstimmungen 16
Gesamt* 149%

(n=107)
* Gesamtwert höher als 100%, da mehrere Antworten möglich waren.

Zusammenfassend lassen sich aus den von den Befürwortern und Gegnern der Änderung 
der Volksrechte angeführten Motiven zwei Feststellungen ableiten. Einerseits zeigte sich 
ein grösser Teil der Befürworter vom Hauptargument der Regierung überzeugt und 
stimmte der Revision zu, weil sie ihrer Meinung nach die Volksrechte und die direkte 
Demokratie stärkt. Andererseits scheint das Gewicht der allgemeinen Begründungen bei 
Befürwortern wie Gegnern darauf hinzuweisen, dass die Mehrheit der Abstimmungsteil­
nehmer den Inhalt der Vorlage nicht genügend erfasste, um eine auf Kenntnis der Sach­
lage beruhende Entscheidung zu treffen, sondern sich von Gefühlen und allgemeinen 
Eindrücken leiten liess. Diese Feststellung kann mit dem im Vergleich zum Durchschnitt 
von 1981 bis 1999 (Tabelle 1.4) geringen Kenntnisstand in Verbindung gebracht werden. 
Was die Gegner der Revision der Volksrechte anbelangt, so kann diese Tatsache bedeu­
ten, dass es sich hier nicht um eine «aufgeklärte» Ablehnung handelte, die auf eingehen­
der Betrachtung der Vorlage beruhte, sondern eher um eine Ablehnung, deren Gründe 
vage bleiben.

2 .4  Der Anklang der Argumente

Die Konfrontation der Abstimmungsteilnehmerinnen mit den wichtigsten Argumenten, 
die während der Kampagne von den verschiedenen politischen Akteuren für oder gegen 
die Änderung der Volksrechte ins Feld gebracht wurden, ist von zweierlei Nutzen. Die
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Analyse erlaubt uns einerseits eine Aussage über die Rezeption der Argumente durch die 
Teilnehmenden zu treffen und andererseits die Kohärenz zwischen ihrer Abstimmungs­
entscheidung und ihren Begründungen zu überprüfen.

Allgemein fällt auf, dass der Anteil der Teilnehmenden, die sich keine Meinung über die 
Argumente bilden konnten, sehr hoch ist. Durchschnittlich ein Viertel der Abstim­
mungsteilnehmer machte keine Aussage zu diesen Argumenten gegenüber 7%  für den 
Zeitraum von 1981 bis 1999. Dieses Ergebnis wird von unserer Feststellung gestützt, 
dass nur ein Drittel keine Schwierigkeiten besass, sich eine Meinung über die Änderung 
der Volksrechte zu bilden (Tabelle 1.2). Es scheint daher, dass die Stimmenden mit einem 
komplexen Thema konfrontiert wurden, welches ihre persönlichen Sorgen eher am 
Rande berührte und das nicht von vornherein mit festen Meinungen besetzt war.

Betrachten wir zuerst die Argumente für eine Revision der Volksrechte (Tabelle 2.5), lässt 
sich sofort feststellen, dass das Schlüsselargument der Regierung -  die Änderung stärke 
die direkte Demokratie -  von der Mehrheit der Teilnehmenden gestützt wurde. Das ist 
keineswegs überraschend, da dieses Argument von den Befürwortern der Änderung der 
Volksrechte am häufigsten als spontane Begründung ihrer Entscheidung genannt wurde 
(Tabelle 2.3). Mehr als vier Fünftel unterstützen dieses Argument, während mehr als die 
Hälfte der Gegner einer Revision es ablehnen. Die Meinungen auf Seiten der Gegner 
gehen hingegen weiter auseinander, da eine starke Minderheit von ihnen anerkennt, die 
Revision würde die direkte Demokratie stärken. Für die beiden anderen von der Regie­
rung während der Kampagne angeführten Argumente -  Überlastung der Verfassung ver­
hindern und demokratische Legitimation der Aussenpolitik -  zeigten sich die Stimmbe­
rechtigten weniger offen. Während die Befürworterinnen der Änderung der Volksrechte 
eher dazu tendierten, dieser Argumentation zu folgen, lehnten die Gegner sie tendenziell 
ab. Ein echte Polarisierung zwischen den beiden Lagern ist jedoch nicht zu beobachten. 
Dabei darf man nicht den hohen Anteil der zwischen den beiden Argumenten Schwan­
kenden ausser acht lassen. Dies ist ein Faktor, der darauf hinweist, dass sich die Bevöl­
kerung von zu abstrakten und juristischen Argumenten nicht überzeugen lässt.

Tabelle 2.5: Die Änderung der Volksrechte -  Unterstützung der Argumente «pro» in 
Prozent der Teilnehmenden

Argumente «pro» Zustimmung Keine
Zustimmung

Unent­
schlossen

Die Änderung stärkt die direkte Demokratie. Gesamt 67 19 14
Ja 82 6 12

Nein 44 48 8

Die Änderung verhindert eine Überlastung Gesamt 42 33 25
der Verfassung. Ja 47 28 25

Nein 33 45 22

Die Änderung stärkt die Legitim ität Gesamt 38 26 36
der Aussenpolitik. Ja 48 19 33

Nein 21 43 36



Die Argumente gegen die Änderung der Volksrechte, vor allem die beiden ersten (Tabel­
le 2.6), führen indessen zu einer etwas stärkeren Polarisierung. Während der parlamen­
tarischen Behandlung wollte die SP die Zahl der Unterschriften für eine allgemeine 
Volksinitiative auf 7 0 '000  festlegen, wie im ursprünglichen Entwurf des Bundesrates 
vorgesehen. Nach langen Diskussionen hielt es das Parlament für angeraten, für beide 
Formen einer Initiative die gleiche Zahl an Unterschriften -  lOO'OOO -  vorzusehen. Dar­
aufhin bekämpften die Sozialdemokraten die Änderung der Volksrechte mit dem Argu­
ment, die Reform sei aufgrund der zu hohen Unterschriftenzahl «tot geboren». Tatsäch­
lich folgten mehr als die Hälfte der Gegner der Reform dieser Meinung, während sie von 
zwei Dritteln der Befürworter nicht geteilt wurde. Zieht man die politische Orientierung 
der Abstimmungsteilnehmer in Betracht, folgte nur ein Drittel der SP-Anhänger der M ei­
nung ihrer Parteispitze! Die SVP befürchtete in der Änderung der Volksrechte vor allem 
eine Schwächung der Kantone und des Volkes zugunsten des Parlaments, das nun dar­
über entscheiden kann, ob eine Initiative auf Verfassungs- oder Gesetzesstufe umgesetzt 
werden soll. Wenn das Parlament zu den von ihm auf Gesetzesebene vorbereiteten Ände­
rungen einen Gegenvorschlag präsentiert, ist das Ständemehr in der Volksabstimmung 
nicht erforderlich. Zwei Drittel der Befürworter einer Revision teilt diese Befürchtungen 
der SVP nicht, während sich die Gegner dieser Meinung mehrheitlich anschliessen. Wenn 
wir unsere Analyse weiter vertiefen und die Unterstützung dieses Arguments der politi­
schen Orientierung der Teilnehmenden gegenüberstellen, lässt sich unter den Anhän­
gerinnen der SVP keine Mehrheit für diese Ansicht erkennen. Das dritte Argument, die 
Ausdehnung des fakultativen StaatsVertragsreferendums würde die Aussenpolitik der 
Schweiz blockieren, wurde von den meisten Bürgern und Bürgerinnen zurückgewiesen. 
Dieser Ansicht waren nicht nur die Befürworter der Änderung der Volksrechte, sondern 
fast auch die Hälfte der Gegner.

Die Analyse der von den verschiedenen politischen Akteuren vorgebrachten Argumente 
bestätigt die Schlussfolgerungen aus den vorhergehenden Kapiteln. Es scheint, dass viele 
Abstimmungsteilnehmer Schwierigkeiten hatten, sich eine Meinung über die in der Volks­
abstimmung vom 9. Februar 2003 vorgelegte Änderung der Volksrechte zu bilden. Diese

Tabelle 2.6: Die Änderung der Volksrechte -  Unterstützung der Argumente «contra» in 
Prozent der Teilnehmenden

Argumente «contra» Zustimmung Keine
Zustimmung

Unent­
schlossen

Eine to t geborene Revision, da die geforderte Gesamt 29 52 19
Unterschriftenzahl zu hoch ist. Ja 18 64 18

Nein 53 33 14

Die Revision wird die Kantone und das Volk Gesamt 25 52 23
zugunsten des Parlaments schwächen. Ja 14 68 18

Nein 53 25 22

Die Ausdehnung des fakultativen Staats- Gesamt 22 54 24
vertragsreferendums schadet der Aussen­ Ja 17 60 23
politik der Schweiz. Nein 34 48 18



Schwierigkeiten spiegeln sich bei der Betrachtung der Begründungen und Argumente wider: 
Viele Teilnehmer konnten ihre Entscheidung weder begründen noch konnten sie sich zu 
dem während der Kampagne im Vorfeld der Abstimmung angeführten Argumentarium 
deutlich äussern. Bei der Annahme der Revision quer durch alle gesellschaftlichen und poli­
tischen Gruppen scheint es sich nicht um eine aufgeklärte Zustimmung zu handeln. Es gibt 
hingegen Grund zu der Annahme, dass die Stimmenden der Reform nur deswegen zustimm­
ten, weil sie die direkte Demokratie ohne negative Folgen zu stärken scheint.

3. Dringliches Bundesgesetz über die Anpassung 
der kantonalen Beiträge für die innerkantonalen 
stationären Behandlungen nach dem Bundes­
gesetz über die Krankenversicherung

3.1 Die Ausgangslage

Das dringliche Bundesgesetz über die Anpassung der kantonalen Beiträge für die inner­
kantonalen stationären Behandlungen nach dem Bundesgesetz über die Krankenversi­
cherung bildete die zweite Vorlage der Volksabstimmung vom 9. Februar 2003.
Das Bundesgesetz trat nach einer Entscheidung des Eidgenössischen Versicherungsge­
richts vom 30. November 2001 am 1. Januar 2002 rückwirkend in Kraft. Gemäss dieser 
Entscheidung muss sich der Wohnkanton auch an den Kosten der obligatorisch versi­
cherten Leistungen in einem öffentlichen oder subventionierten Spital beteiligen, unab­
hängig davon, ob der Versicherte eine Zusatzversicherung (Halbprivat / Privat) besitzt 
oder nicht. Das Eidgenössische Krankenversicherungsgesetz sah bereits eine Beteiligung 
der Kantone in Höhe von 50%  der Kosten für obligatorisch versicherte Leistungen vor. 
Die Kantone waren allerdings der Ansicht, dass sich diese Bestimmung nicht auf Versi­
cherte erstreckt, die über eine Zusatzversicherung verfügen.

Das dringliche Bundesgesetz über die Anpassung der kantonalen Beiträge für die inner­
kantonalen stationären Behandlungen sieht eine stufenweise Beteiligung der Kantone an 
der Finanzierung von obligatorisch versicherten Leistungen in einem öffentlichen oder 
subventionierten Spital für Patienten mit einer Zusatzversicherung vor. Für die Jahre 
2001 , 2002  und 2003 werden die Kantone eine Pauschale, ihren vollen Finanzierungs­
anteil erst ab 2004 leisten.

Das dringliche Bundesgesetz über die Finanzierung der Spitalkosten wurde vom Bundes­
rat als ein ausgewogener Kompromiss zwischen den Interessen der Kantone und der 
Krankenversicherungen vorgelegt und von beiden Kammern des Parlaments einstimmig 
angenommen. Fast alle Parteien sprachen sich für dieses Gesetz aus, ebenso der Kran­
kenkassenverband Santesuisse, die Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren und die 
Schweizerische Sanitätsdirektorenkonferenz.
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Tabelle 3.1: Dringliches Bundesgesetz über die Anpassung der kantonalen Beiträge für 
die innerkantonalen stationären Behandlungen -  Abstimmungsverhalten 
nach soziodemographischen Merkmalen

M erkm al /K ategorie Finanzierung 
der stationären 
Behandlungen 

% J a

(n) Assoziations-
koeffizient

Gesamt VOX (gewichtet) 77 372

Geschlecht
Männer 75 198

n.s.

Frauen 81 174

Alter 
18 bis 29 Jahre (74) (34)

n.s.

30 bis 39 Jahre 75 75
40 bis 49 Jahre 73 55
50 bis 59 Jahre 77 65
60 bis 69 Jahre 86 65
70 Jahre und älter 80 75

Wohnort 
Grosse Stadt (76) (49)

n.s.

Kleine und mittlere Stadt 80 152
Land 76 171

Sprachregion
Deutschschweiz 78 272

n.s.

Französische Schweiz 75 85
Italienische Schweiz (73) (15)

Zugehörigkeit zu Krankenversicherung 
Assura/Supra (88) (17)

n.s.

Andere Krankenversicherungen 80 344

Art der Krankenversicherung 
Allgemein 74 212

n.s.

Halbprivat 83 102
Privat 80 54

*p<.05, "p < .0 1 , ***p<.0.01, n.s.: nicht signifikant.
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Die Krankenversicherung Assura hatte das Referendum gegen das Bundesgesetz ergrif­
fen, um die Entscheidung des Eidgenössischen Versicherungsgerichts aus dem Jahre 2001 
in seinem vollen Umfang umzusetzen. Das Referendum kam im November 2002  mit 
62 '000  Unterschriften zustande. Die wichtigsten Argumente des Referendumkomitees 
beruhten auf der «Ungleichbehandlung der Bürger» und einer «künftigen Kostensteige­
rung in den allgemeinen Abteilungen».
M it 77 ,4%  der Stimmen wurde das dringliche Bundesgesetz in der Volksabstimmung im 
letzten Februar angenommen.

3.2  Das Abstimmungsprofil
Die Tabelle 3.1 zeigt das soziodemographische Profil der Befürworter des Bundesgeset­
zes über die kantonale Beteiligung an den Kosten stationärer Behandlungen.
Die demographischen und soziokulturellen Variablen besassen keinen signifikanten Ein­
fluss auf das Abstimmungsverhalten. Zwischen der französischen und der deutschen 
Schweiz oder zwischen ländlicher und Stadtbevölkerung sind keine signifikanten Unter­
schiede zu erkennen. Das Abstimmungsverhalten von Versicherten mit Zusatzversiche­
rung unterschied sich kaum von dem der Allgemeinversicherten. Aus dem leichten 
Abstand zwischen der Entscheidung von Versicherten von Assura und Supra und denen 
anderer Versicherungen lassen sich aufgrund der geringen Zahl der Fälle keine stich­
haltigen Schlüsse ziehen.

Wenden wir uns dem politischen Profil der Befürworter eines Bundesgesetzes über die 
kantonale Beteiligung an den Kosten stationärer Behandlungen zu, das in Tabelle 3.2 
dargestellt ist. Dabei sind die politischen Variablen für eine Deutung des Abstimmungs­
verhaltens aufschlussreich.
Erstens besass die eigene Einordnung auf der Links-Rechts-Achse einen gewissen Einfluss 
auf das Abstimmungsverhalten. Man kann feststellen, dass Bürgerinnen, die sich im 
mittleren Spektrum der Achse sahen, dem Gesetz weniger deutlich zustimmten als die der 
anderen Kategorien. Die grösste Zahl der Befürworter findet sich unter den Anhängern 
der Linken. Zweitens lässt sich ein Unterschied zwischen der Entscheidung von Personen 
erkennen, die der Regierung vertrauen und solchen, die gegenüber der Regierung Vorbe­
halte haben. Zwar haben beide Gruppen dem Gesetz mehrheitlich zugestimmt, erstere 
jedoch in stärkerem Masse als die beiden anderen. Am stärksten wirkte sich schliesslich 
die parteipolitische Präferenz auf die Abstimmung aus. Die Anhänger der SP unterstützen 
das Bundesgesetz in stärkerem Masse als die der bürgerlichen Parteien.

Zusammenfassend lässt sich der sehr breite Konsens zugunsten des dringlichen Bundes­
gesetzes über die kantonale Beteiligung an den Kosten stationärer Behandlungen hervor­
heben. Die soziodemographischen Variablen können dabei das Abstimmungsverhalten der 
Befragten nicht erklären. Die politischen Variablen hingegen besassen einen gewissen Ein­
fluss. Alle Kategorien stimmten jedoch dem Bundesgesetz mit mindestens 68%  zu.

3 .3  Die Entscheidmotive
Die Tabellen 3.3 und 3.4  zeigen die Motive, die von den Befürwortern und Gegnern des 
Bundesgesetzes über die kantonale Beteiligung an den Kosten stationärer Behandlungen 
spontan zur Begründung ihres Abstimmungsverhaltens angeführt wurden.
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Betrachten wir zuerst die von den Befürwortern des Bundesgesetzes gelieferten Begrün­
dungen. Es fällt auf, dass eine Mehrheit von 58%  der Teilnehmenden Begründungen im 
Zusammenhang mit der Kostenstruktur im Gesundheitswesen nannte, vor allem mit der 
Finanzierung der stationären Behandlungen und der Höhe der Krankenversicherungs­
prämien (Motiv 1). 29%  der Befürworter des Bundesgesetzes nannten eine Begründung 
bezüglich des Anteils der Kantone und der Auswirkungen auf die Finanzen (Motiv 3).

Tabelle 3.2: Dringliches Bundesgesetz über die Anpassung der kantonalen Beiträge für 
die innerkantonalen stationären Behandlungen -  Abstimmungsverhalten 
nach politischer Orientierung

M erkm al /  Kategorie Finanzierung 
der stationären 
Behandlungen 

% J a

(n) Assoziations-
koetlizient

Gesamt VOX (gewichtet) 77 372

Vertrauen in die Regierung V = .2 3 ** ‘
Vertrauen 89 149
Weder noch 77 53
Misstrauen 68 167

Anhänger einer politischen Parteia
Sozialdemokratische Partei 91 74 V =.28**
Christlichdemokratische Volkspartei (96) (23)
Freisinnig-Demokratische Partei /  Liberale Partei (76) (45)
Schweizerische Volkspartei (69) (48)
Andere Parteien (94) (16)
Keine Partei 68 137

Einordnung auf der Links-Rechts-Achsea V = .2 *‘
Extrem Links (96) (25)
Links 87 85
Mitte 70 121
Rechts 81 78
Extrem Rechts (77) (31)
Keine Einordnung (59) (27)

Kompetenzniveau n.s.
Gering 76 286
Mittel 81 64
Hoch (83) (23)

*p<.05, **p<.01, " *p < .0 .0 1 , n.s.: nicht signifikant. 
a Die Kategorien «keine Partei» und «keine Einordnung» wurden für die Bewertung des Assoziationskoeffizienten nicht berück­

sichtigt.
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Tabelle 3.3: Dringliches Bundesgesetz über die kantonale Beteiligung an den Kosten stationä­
rer Behandlungen -  Motive für die Zustimmung in Prozent der Teilnehmenden

Motive zugunsten des Bundesgesetzes

1. Im Zusammenhang m it der Kostenstruktur im Gesundheitswesen 
(«Beteiligung an der Finanzierung», «Senkung der Prämien») 58

2. Allgemein («Gefühl», «keine andere Lösung») 33
3. Im Zusammenhang m it dem Anteil der Kantone 29
4. Andere Motive 24
5. Unklare oder zur Entscheidung widersprüchliche Motive 5
6. Im Zusammenhang m it einer besseren Krankenversicherung 2

Gesamt* 151%
(n=266)

* Gesamtwert höher als 100%, da mehrere Antworten möglich waren.

Tabelle 3.4: Dringliches Bundesgesetz über die kantonale Beteiligung an den Kosten stationä­
rer Behandlungen -  Motive für die Ablehnung in Prozent der Teilnehmenden

Motive gegen das Bundesgesetz

1. Im Zusammenhang m it den allgemeinen Kosten («Erhöhung der Prämien»,
«Erhöhung der Steuern», «Kantone müssen sparen») 49

2. Allgemein («Gefühl», «Ungleichheit») 34
3. Andere Motive 29
4. Im Zusammenhang m it den individuellen Kosten («Versicherte mit

Zusatzversicherung müssen fü r die Kosten selbst aufkommen», etc.) 23

Gesamt* 135%
(n=78)

* Gesamtwert höher als 100%, da mehrere Antworten möglich waren.

Wenden wir uns nun den Begründungen für eine Ablehnung des Bundesgesetzes zu. Es 
wird sofort deutlich, dass sich das einzige, konkrete Motiv mit Bezug auf den Inhalt des 
Gesetzes auf die Kosten des Bundesgesetzes und die negativen finanziellen Konsequenzen 
bezieht. 49%  der Teilnehmenden brachten eine Begründung mit Bezug auf die negativen 
finanziellen Konsequenzen des Gesetzes vor, wie die Erhöhung der Krankenversiche­
rungsprämien oder der Steuern (Motiv 1). 23%  der Teilnehmenden rechtfertigten ihre 
Ablehnung mit dem Argument, dass die Versicherten mit einer Zusatzversicherung die 
Kosten für stationäre Behandlungen selbst tragen sollten (Motiv 4).

3 .4  Der Anklang der Argumente
Die Konfrontation der Abstimmungsteilnehmerinnen mit den wichtigen, während der 
Kampagne von den verschiedenen politischen Akteuren vorgebrachten Argumenten 
erlaubt uns eine Aussage über den Anklang der Argumente (Tabelle 3.5 und 3.6). Vor 
einer Analyse muss man jedoch anmerken, dass die Kampagne kaum in den Medien auf-



Tabelle 3.5: Dringliches Bundesgesetz über die kantonale Beteiligung an den Kosten 
stationärer Behandlungen -  Unterstützung der Argumente «pro» in 
Prozent der Teilnehmenden

Argumente «pro- Zu- Keine Zu- Unent-
stimmung Stimmung schlossen

Das Gesetz ste llt einen ausgewogenen Kompromiss Gesamt 67 18 15
zwischen den Interessen der Kantone und der Ja 78 10 13
Krankenversicherungen dar. Nein 30 48 22

Die Kantone müssen ihren Anteil an der Beteiligung Gesamt 71 17 13
der Kosten fü r stationäre Behandlungen stufenweise Ja 77 11 12
anheben, um finanzielle Probleme zu vermeiden. Nein 51 35 14

Die Ablehnung des Bundesgesetzes w ird zu einer Gesamt 42 40 19
Erhöhung der Steuern und zu Ausgabenkürzungen Ja 42 39 19
führen. Nein 42 42 17

Tabelle 3.6: Dringliches Bundesgesetz über die kantonale Beteiligung an den Kosten 
stationären Behandlungen — Unterstützung der Argumente «contra» in 
Prozent der Teilnehmenden

Argumente «contra» Zu­
stimmung

Keine Zu- Unent- 
stimmung schlossen

Die Kantone müssen den vollen Finanzierungsanteil Gesamt 63 23 13
an den Kosten fü r stationäre Behandlungen tragen. Ja 69 18 13

Nein 42 48 11

Das Bundesgesetz w ird eine Erhöhung der Grund­ Gesamt 29 52 20
versicherungsbeiträge zur Folge haben. Ja 22 57 21

Nein 52 32 16

Das Bundesgesetz verletzt das Prinzip der Rechts­ Gesamt 30 47 23
gleichheit. Ja 25 52 23

Nein 48 31 22

gegriffen wurde. Im Übrigen führten die Argumente, mit einer Ausnahme, zu keiner ech­
ten Polarisierung zwischen Befürwortern und Gegnern.

Betrachten wir zuerst die Resonanz der Argumente zugunsten des Bundesgesetzes über 
die kantonale Beteiligung an den Kosten stationärer Behandlungen.
Das erste Argument -  das Gesetz stellt einen ausgewogenen Kompromiss zwischen den 
Interessen der Kantone und der Krankenversicherungen dar -  besass einen gewissen 
polarisierenden Effekt. Es war eines der wichtigsten Argumente des Bundesrates und eine 
grosse Mehrheit der Teilnehmenden hat es sich zu eigen gemacht und dem Bundesgesetz 
zugestimmt. Die beiden weiteren Argumente für das Gesetz hatten keine Polarisierung 
zwischen den beiden Lagern zufolge, obwohl sie von vielen Kantonen vertreten wurden.
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Nun zu den Argumenten gegen das Gesetz. Das einzige Argument mit eindeutig polari­
sierendem Effekt betraf die Erhöhung der Grundversicherungsbeiträge (Argument 2). Es 
handelt sich um eines der Argumente des Referendumkomitees, der Krankenversiche­
rung Assura. Die beiden anderen Argumente des Referendumkomitees besassen nicht die 
gleiche Resonanz bei den Befragten. Sie halten den grössten Anteil bei der Aussage «weiss 
nicht». Etwas überraschend ist das Ergebnis des ersten Arguments -  die Kantone müssen 
ihren vollen Finanzierungsanteil leisten. Obwohl das Bundesgesetz vorsieht, dass die 
Kantone den vollen Finanzierungsanteil erst ab 2004 leisten, teilten 69%  der Befragten 
diese Meinung.

4. Die Stimmbeteiligung

Mit einer Stimmbeteiligung von 28%  zählt diese Abstimmung zu den Abstimmungen mit 
der geringsten Beteiligung in den letzten 30 Jahren. Die Beteiligung bei Abstimmungen zu 
institutioneilen Fragen fällt jedoch oft gering aus. So begaben sich bei der Volksab­
stimmung zur Fierabsetzung des Stimm- und Wahlrechtsalters auf 18 Jahre (März 1991) 
und der zur Erhöhung der Zahl der Staatssekretäre und Staatssekretärinnen (Juni 1996) 
weniger als ein Drittel der Stimmberechtigten an die Urnen. Wie wir in den voran­
gehenden Kapiteln sehen konnten, hatte zudem die Komplexität des Themas und das 
Fehlen einer echten Kampagne das Desinteresse der Bevölkerung an der Abstimmung zur 
Folge.

Die Analyse der Beteiligung bestätigt dieses Bild, zeigt aber auch weitere Einflussfaktoren 
auf. Tabelle 4.1 zeigt den Einfluss der soziodemographischen Variablen auf die Abstim­
mungsbeteiligung. Entsprechend einem beinahe klassischem Schema in den Abstimmun­
gen besass das Alter einen signifikanten Einfluss auf die Beteiligung, die mit höherem 
Alter stieg, mit einer leichten Tendenzschwankung bei den über 70-Jährigen.

Auch das Bildungsniveau wirkte sich auf die Abstimmungsbeteiligung aus. Personen mit 
höherem Bildungsniveau haben sich stärker beteiligt als die der anderen Kategorien. Die 
gleiche Tendenz ist in geringerem Masse im Hinblick auf den sozialen Status zu beob­
achten. Bei Personen mit gehobenem sozialen Status (mit Ausnahme der Selbstständigen) 
liegt die Abstimmungsbeteiligung über dem Durchschnitt. Diese Ergebnisse bestätigen 
die Bedeutung der Kompetenz für die Beteiligung bei Abstimmungen mit komplexen 
Abstimmungsgegenständen.

Die Abstimmungsbeteiligung von Frauen und Männern wies indessen keine signifikanten 
Unterschiede auf. Auch die Sprachregionen sowie der Wohnort (Ergebnisse hier nicht 
aufgeführt) besassen keinen Einfluss auf die Zahl der Enthaltungen. Ein Vergleich zwi­
schen Deutschschweiz, französischer Schweiz und italienischer Schweiz zeigt in etwa 
gleich hohe Werte, ebenso der Vergleich zwischen Stadt und Land. Da die zweite Vorlage
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Tabelle 4.1: Stimmbeteiligung am 9.Februar 2003 nach soziodemographischen M erk­
malen

M erkm al /  Kategorie Beteiligung
in %

Abweichung
vom

Durchschnitt

(n) Assoziations-
koeflizient

Gesamt VOX (gewichtet) 28 1011

Geschlecht V= n.s.
Männer 30 +2 477
Frauen 26 -2 533

Alter

C
DII

>

18 bis 29 Jahre 17 -11 158
30 bis 39 Jahre 24 -4 244
40 bis 49 Jahre 24 -4 174
50 bis 59 Jahre 30 +2 173
60 bis 69 Jahre 43 +15 120
70 Jahre und älter 38 +10 141

Ausbildungsniveau V= .14 **
Volksschule 20 -8 142
Lehrausbildung, Berufsschule 25 -3 489
Maturitätsschule, Pädagogikstudium 33 +5 75
Berufsbasierte Hochschulbildung, HTL 31 +3 105
Hochschule 36 +8 53
Universität* 38 +10 146

Sozialer Status V= .14*
Landwirt (24) (-4 ) (33)
Freiberufler/Akadem iker (18) (-1 0 ) (11)
Selbstständiger 24 -4 106
Höheres Kader (36) (+8) (42)
Mittleres Kader 35 +7 298
Lehrberuf (44) (+16) (9)
Facharbeiter 23 -5 283
Unqualifizierter Arbeiter 20 -8 106

Zugehörigkeit zu Krankenversicherung V= n.s.
Assura/Supra 27 -1 55
Andere Krankenversicherungen 28 0 926

Art der Krankenversicherung V= .09*
Allgemein 26 -2 625
Halbprivat 31 +3 247
Privat 37 +9 111

*p<,05, **p<.01, ***p<.001, n.s..: nicht signifikant.
Anmerkung: * Diese Kategorie schiiesst die kantonalen Universitäten, die Eidgenössischen Technischen Hochschulen (ETH) und 
die Fachhochschulen m it ein.
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auf dem Referendum der Krankenversicherung Assura beruhte und vor allem Versicher­
te im Halbprivat- und Privatbereich betraf, haben wir den Einfluss dieser Faktoren auf 
die Stimmbeteiligung untersucht. Die Versicherten der Krankenversicherung Assura 
(oder ihrer Tochtergesellschaft Supra) mobilisierten sich nicht stärker als Versicherte 
anderer Krankenversicherungen. Allerdings ist zu beobachten, dass Versicherte im Halb- 
privat- und Privatbereich etwas zahlreicher an die Urnen gingen als die Allgemein­
versicherten. Dieses Ergebnis wird jedoch zum Teil durch die Tatsache erklärt, dass die 
Versicherten im Halbprivat- und Privatbereich im Allgemeinen einen höheren sozialen 
Status oder ein höheres Ausbildungsniveau aufweisen.

Der Einfluss der politischen Orientierungen auf die Abstimmungsbeteiligung wird in 
Tabelle 4.2 dargestellt. Anhand der Tabelle wird deutlich, dass die hohe Stimmenthal­
tung bei der Abstimmung vom 9. Februar 2003 vor allem auf zwei Faktoren beruht: 
Einerseits dem Faktor «Bürgerpflicht», andererseits auf inhärenten Eigenschaften der 
Abstimmungsgegenstände.

Wie die Ergebnisse in der Tabelle zeigen, beteiligten sich im Wesentlichen jene Stimm­
berechtigten an der Abstimmung, die üblicherweise zu den Urnen gehen. Tatsächlich 
wies die Gruppe der Bürger und Bürgerinnen, die angaben, an allen Abstimmungen teil­
zunehmen, eine deutlich über dem Durchschnitt liegende Beteiligung auf. Bei allen ande­
ren Bürgern lag die Abstimmungsbeteiligung unter 28% . Dieses Bild wird von dem all­
gemeinen Interesse an der Politik bestätigt. So haben Personen, die sich stark für Politik 
interessieren, in grösserem Masse gestimmt, als diejenigen, die der Politik kein oder 
wenig Interesse entgegenbringen. Insgesamt kann man daraus schliessen, dass die M obi­
lisierung für diese Abstimmung deswegen so gering ausfiel, da lediglich die generell poli­
tisch aktiven Bürgerinnen ihre Stimmen abgaben. Die Ergebnisse bezüglich der Einord­
nung auf der Links-Rechts-Achse und die Verbindung zu politischen Parteien weisen in 
die gleiche Richtung. Personen, die sich auf der Links-Rechts-Achse nicht einordneten 
oder keiner Partei nahe stehen, waren weniger stark vertreten als die anderen. Dabei 
muss man allerdings festhalten, dass die Mobilisierung ihrer Anhänger durch die politi­
schen Parteien gering ausfiel, denn der Anteil von Personen, die einer Partei nahe stehen, 
bleibt gering (Ergebnisse hier nicht aufgeführt).

Zweitens belegen die Resultate, dass ein grösser Teil der Stimmberechtigten der Abstim­
mung wegen der Komplexität der Vorlagen fern blieben. Die Mehrheit der Personen mit 
geringem Kenntnisstand der Abstimmungsgegenstände zog es vor, nicht stimmen zu 
gehen. Und wie erwartet liegt die Zahl der Enthaltungen unter Personen, die den Vor­
lagen nur geringe Bedeutung beimassen, ebenfalls über dem Durchschnitt (mehr als ein 
Drittel der Befragten). Die Analyse der Meinungsbildung zeigt, dass die Beteiligung von 
Personen, denen es leicht oder schwer fiel, sich zu positionieren, über dem Durchschnitt 
lag. Personen, die sich gar keine Meinung zu den Inhalten bilden konnten (die nicht 
sagen konnten, ob dies schwierig oder leicht war), sowie jene, die zu den beiden Vorlagen 
unentschlossen waren, enthielten sich mehrheitlich der Abstimmung.



Tabelle 4.2: Stimmbeteiligung am 9. Februar 2003 nach politischer Orientierung

M erkm al /  Kategorie Beteiligung
in %

Abweichung
vom

Durchschnitt

(«) Assoziations­
koeffizient

Gesamt VOX (gewichtet) 28 1011

Interesse an der Politik V = .33***
Sehr interessiert 51 +23 163
Interessiert 34 +6 485
Eher nicht interessiert 13 -1 5 245
Nicht interessiert 5 -2 3 110

Beteiligung an eidgenössischen Volksabstimmungen V=.51 * * *
Nie 0 -2 8 65
Weniger als die Hälfte 3 -2 5 154
Hälfte 8 -2 0 129
Mehr als die Hälfte 25 -3 359
Immer 61 +33 286

Schwierigkeit der Meinungsbildung V=. 2 5 * * *
Eher leicht 47 +19 234
Unentschlossen 19 -9 435
Eher schwierig 32 +4 275

Kenntnisstand der Vorlagen max. V =.40*‘ *
Gering 15 -1 3 633
Mittel 48 +20 324
Hoch 68 +40 53

Bedeutung auf persönlicher Ebene max. V = .34***
Gering 15 -1 3 348
Mittel 41 +13 340
Hoch 55 +27 127
Sehr hoch (57) (+29) (23)

Einordnung auf der Links-Rechts-Achse
Extrem Links 28 0 68 V= .1 7 *** .
Links 36 +8 168
Mitte 27 -1 362
Rechts 33 +5 175
Extrem Rechts 37 +9 57
Keine Einordnung 14 -1 4 166

* p<.05, **p<.01, ***p<.001, n.s.: non signifikant.
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5. Methodischer Steckbrief
Die Resultate der hier vorgestellten VC)X-80-Studie stammen aus der Analyse der Volks­
abstimmung vom 9. Februar 2003. Das GfS-Forschungsinstitut, Politik und Staat, hat 
diese Befragung durchgeführt, die Datenanalyse übernahm das Institut für Politik­
wissenschaft der Universität Genf.

Die Umfrage beruht auf einer repräsentativen Befragung, die in der gesamten Schweiz in 
den beiden Wochen nach der Volksabstimmung durchgeführt wurde. Die Erhebung 
wurde durch rund 48 Interviewerinnen von zu Hause aus telefonisch durchgeführt. Das 
GfS konnte diese Gespräche -  in seiner Aufgabe als Kontrollorgan -  auf eine für die 
Befrager transparente Weise überwachen. Die Auswahl der insgesamt 1015 Stimmbe­
rechtigten erfolgte nach dem Zufallsprinzip auf drei Ebenen: Sprachregion, Haushalt 
(unter Verwendung des elektronischen Telefonbuchs der Swisscom) und in diesem Haus­
halt lebende Personen: (70%  der Befragten stammen aus der Deutschschweiz, 24%  aus 
der französischen und 6%  aus der italienischen Schweiz).

Durch die Zufallsstichprobe und einer Prozentverteilung von 5 0 % -5 0 %  liegt die Fehler­
quote der Stichprobe von 1015 Personen bei +/-3.1% mit einer Wahrscheinlichkeit von 
95% . Die Fehlerquote, die normalerweise zwischen 3%  und 5%  liegt, zeigt an, wie 
genau die Schlussfolgerungen einer Befragung sind.

Die Bestimmung der Wahrscheinlichkeit erfolgt nach dem Chi-Quadrat-Unabhängig- 
keitstest. Es gilt * für eine Wahrscheinlichkeit unter 0 ,05 , * *  für eine Wahrscheinlichkeit 
unter 0,01 und * * *  für eine Wahrscheinlichkeit unter 0,001. Liegt eine Wahrscheinlich­
keit über 5% , zeigt die Anmerkung n.s., dass der Koeffizient nicht signifikant ist. Die 
bivariaten Korrelationen wurden mit Hilfe von Cramer's V-Koeffizient interpretiert: Der 
Wert 1 wird erreicht, wenn zwischen den beiden Variablen totale Abhängigkeit besteht, 
der Wert 0 , wenn zwischen den Variablen keine Abhängigkeit existiert.

6. Hauptergebnisse der Analyse 
der Volksabstimmung vom 9. Februar 2003

Am 9. Februar 2003 wurden den Schweizer Stimmberechtigten zwei Vorlagen zur 
Abstimmung vorgelegt. Die erste, der Bundesbeschluss zur Änderung der Volksrechte, 
zielt auf eine punktuelle Stärkung dieser Rechte ab, im Wesentlichen durch zwei Neue­
rungen: Die allgemeine Volksinitiative sowie die Ausdehnung des fakultativen Staatsver- 
tragsreferendums. Die zweite Vorlage, das dringliche Bundesgesetz über die Anpassung 
der kantonalen Beiträge für die innerkantonalen stationären Behandlungen, sieht einen 
stufenweisen Übergang zur Beteiligung der Kantone an den Kosten der obligatorisch ver­
sicherten Leistungen auch bei einer Behandlung in der Halbprivat- oder Privatabteilung



eines öffentlichen Spitals vor. Die Krankenversicherung Assura hatte das Referendum 
gegen das Gesetz ergriffen. Im betreffenden Gegenvorschlag wurde gefordert, dass die 
Kantone sofort in voller Höhe ihre Beiträge zu den Kosten der stationären Behandlungen 
leisten.

Die Stimmberechtigten folgten den Abstimmungsempfehlungen des Bundesrats und des 
Parlaments. Es sprachen sich 70%  bzw. 77%  der Teilnehmenden für die Änderung der 
Volksrechte und das Gesetz über die kantonalen Beiträge zu den Spitalkosten aus. Zwar 
wurden die beiden Vorlagen mit überwältigender Mehrheit angenommen, aber die 
Abstimmungsbeteiligung fiel extrem niedrig aus: Nur ein Drittel der Bürgerinnen ging an 
die Urnen.

Die durch die VOX-Partnerschaft durchgeführte Nachbefragung zeigte auf, dass die 
Befragten den beiden Vorlagen auf persönlicher wie auch auf landesweiter Ebene nur 
geringe Bedeutung beimessen. Das geringe Interesse der Stimmberechtigten an dieser 
Volksabstimmung spiegelt sich auch in ihrem Kenntnisstand zu den beiden Vorlagen 
wider. Eine sehr grosse Mehrheit der Teilnehmenden weist nämlich einen niedrigen 
Kenntnisstand auf. Dieser sehr tiefe Kenntnisstand ist zum Teil sicher auf die äusserst 
technische Natur der beiden Vorlagen sowie auf ihre Komplexität zurückzuführen. Im 
Übrigen trug auch die äusserst begrenzte Kampagne im Vorfeld der Volksabstimmung 
nicht zu einem besseren Verständnis für den Gegenstand bei. Angesichts dieses Umfelds 
hatten die Stimmberechtigten Schwierigkeiten, zu den beiden Abstimmungsvorlagen 
Stellung zu beziehen. Nur ungefähr ein Drittel der Befragten fand es leicht, sich eine 
Meinung über den Abstimmungsgegenstand zu bilden. Die Verständnisschwierigkeiten 
hinsichtlich der beiden Vorlagen sowie das geringe Interesse der Stimmberechtigten für 
die Volksabstimmung spiegeln sich auch in der Analyse des Entscheidungszeitpunkts 
wider. Während sich üblicherweise nur ein Fünftel der Abstimmungsteilnehmer erst in 
der Woche vor der Volksabstimmung entscheidet, waren es bei der Abstimmung vom 
9. Februar 2003 40% .

Oer Bundesbeschluss zur Änderung der Volksrechte

Die Analyse des soziodemographischen Profils der Abstimmungsteilnehmerinnen ergab 
keine grossen Gegensätze. Im Gegenteil: Bei sämtlichen gesellschaftlichen Gruppen war 
eine breite Zustimmung zur Änderung der Volksrechte zu verzeichnen. Es sind allerdings 
leichte Schwankungen beim Grad der Zustimmung zur Änderung in Abhängigkeit vom 
Geschlecht, vom Wohnort und vom Einkommen festzustellen. Die Frauen unterstützten 
die Änderung nämlich zahlreicher als die Männer, während die Landbevölkerung sich in 
stärkerem Masse für die Vorlage aussprach als die Bewohner der grossen Städte. Im 
Übrigen gab es eine Tendenz zu stärkerer Unterstützung für die Änderung mit wachsen­
dem Einkommen der Teilnehmenden an der Abstimmung.

Die Analyse des Einflusses der politischen Variablen ergibt, dass sämtliche Gruppen die 
Änderung unterstützten, ungeachtet ihrer politischen Orientierung. Weder die parteipo­
litische Präferenz noch die Einordnung auf der Links-Rechts-Achse zeigten signifikante
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Auswirkungen auf das Abstimmungsverhalten. In dieser Hinsicht ist festzuhalten, dass 
die Anhänger der SP und der SVP den Vorgaben ihrer Parteien nicht gefolgt sind, sondern 
die Änderung unterstützt haben. Dagegen stieg der Grad der Zustimmung zur Änderung 
mit dem Ausmass des Vertrauens der Bürgerinnen zur Regierung sowie mit ihrer Fähig­
keit, ihr Abstimmungsverhalten zu begründen.

Die Untersuchung der von den Teilnehmenden für ihren Entscheid vorgebrachten M oti­
ve zeigte auf, dass sowohl die Abstimmungsempfehlung von Parlament und Bundesrat 
als auch das Argumentarium der Regierung von massgeblicher Bedeutung für die Annah­
me der Änderung waren. Zum anderen ist ein Vorherrschen allgemeiner Begründungen 
sowohl bei den Befürworterinnen wie bei den Gegnerinnen der Änderung festzustellen -  
ein Element, das dem geringen Kenntnisstand der Befragten hinsichtlich dieser Vorlage 
entspricht. Die Analyse der Unterstützung für die verschiedenen Argumente bestätigt 
diese Tendenz, denn beinahe ein Viertel der Teilnehmenden konnte sich nicht zu den 
vorgebrachten Argumenten äussern. Eine echte Polarisierung unter den Abstimmungs­
teilnehmerinnen trat nur bei zwei der Argumente gegen die Änderung auf: Dass die 
Anzahl der für die Volksinitiative erforderlichen Unterschriften zu hoch sei und dass die 
Kantone zugunsten des Parlaments geschwächt würden. Anscheinend ist es den Abstim­
mungsteilnehmern also schwer gefallen, sich eine Meinung über die Änderung der Volks­
rechte zu bilden, so dass deren Annahme am 9. Februar 2003 nicht als «aufgeklärte» 
Zustimmung gedeutet werden darf.

Das dringliche Bundesgesetz über die Anpassung der kantonalen Beiträge für die 
innerkantonalen stationären Behandlungen

Die Analyse des Abstimmungsverhaltens zeigt auf, dass die soziodemographischen Varia­
blen ohne signifikanten Einfluss auf den Entscheid der Abstimmungsteilnehmer geblie­
ben sind. Trotz des Gegenstands der Vorlage ist auch kein grösser Unterschied zwischen 
dem Abstimmungsverhalten der Versicherten im Privat- oder Halbprivatbereich und den 
Allgemeinversicherten zu verzeichnen.

Dagegen wirkten sich bestimmte politische Ausrichtungen auf das Abstimmungsverhal­
ten aus. Zunächst ist festzustellen, dass die Annahme der Vorlage je nach parteipoliti­
scher Präferenz schwankte: Die Anhänger der SP unterstützen das Gesetz in stärkerem 
Masse als die der bürgerlichen Parteien. Diese Tendenz wird durch die Analyse der Aus­
wirkung der Einordnung auf der Links-Rechts-Achse bestätigt, denn bei den weiter links 
angesiedelten Personen fiel die Unterstützung für die Vorlage massiver aus. Im Übrigen 
stimmten auch die Personen, die der Regierung vertrauen, in stärkerem Masse für das 
Gesetz als jene Stimmberechtigten, die stärkere Vorbehalte gegenüber den politischen 
Autoritäten äusserten.
Dabei ist jedoch festzustellen, dass trotz dieser Unterschiede zwischen den Gruppen die 
Zustimmung für das Gesetz vorherrschend ist.

Auf der Grundlage der Analyse der zugunsten des Gesetzes vorgebrachten Begründungen 
ist zunächst festzustellen, dass die Mehrheit der Befragten Begründungen im Zusammen-
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hang mit der Kostenstruktur im Gesundheitswesen nannte. Bei den Gegenargumenten zum 
Gesetz galten die einzigen klar auf den Inhalt des Gesetzes bezogenen Argumente den 
Kosten des Bundesgesetzes sowie dessen negativen finanziellen Auswirkungen. Die Unter­
suchung der Unterstützung für die verschiedenen Argumente zeigt auf, dass keine echte 
Polarisierung zwischen den Befürworterinnen und Gegnerinnen des Gesetzes vorliegt. 
Genau wie bei der Änderung der Volksrechte ergab sich eine Tendenz zur Polarisierung bei 
einem Hauptargument des Bundesrats, dass nämlich das Gesetz einen vernünftigen Kom­
promiss zwischen den Interessen der Kantone und jenen der Krankenversicherungen dar­
stelle. Der einzige klare Gegensatz zwischen Befürworterinnen und Gegnernlnnen trat 
beim Argument hinsichtlich der Erhöhung der Grundversicherungsbeiträge auf.

Die Stimmbeteiligung

Die Beteiligung an der Volksabstimmung vom 9. Februar 2003 lag bei gerade einmal 
2 8 % , ein Negativrekord, denn seit 1971 war nur bei zwei Volksabstimmungen eine noch 
niedrigere Beteiligung zu verzeichnen. Die Analyse des soziodemographischen Profils 
zeigt auf, dass die Variablen, die sich üblicherweise auf die Stimmenthaltung auswirken, 
das Ergebnis für die vorliegende Volksabstimmung zum Teil erklären können. Nach 
einem inzwischen traditionellen Schema wurde der Grad der Beteiligung nämlich durch 
den Faktor Alter positiv beeinflusst, das heisst, die Jüngeren stimmen seltener ab als die 
Älteren. Auch die gesellschaftliche Schichtzugehörigkeit wirkte sich in der üblichen 
Weise aus. Personen mit gehobenem Sozialstatus und Bildungsstand mobilisierten sich in 
stärkerem Masse als andere. Im Übrigen nahmen zwar die Mitglieder der Krankenkasse 
Assura, die das Referendum gegen die zweite Vorlage ergriffen hatte, nicht zahlreicher als 
andere Versicherte an der Abstimmung teil, aber die Personen, die im Halbprivat- oder 
Privatbereich versichert sind, gingen zahlreicher an die Urnen als die Allgemeinver­
sicherten.

Die Untersuchung der politischen Ausrichtung zeigt auf, dass die massive Stimmenthal­
tung bei der Volksabstimmung vom 9. Februar 2003 einerseits durch den Faktor «Bür­
gerpflicht» zu erklären ist. Es ist nämlich festzustellen, dass im Wesentlichen jene Stimm­
berechtigten an die Urnen gingen, die üblicherweise abstimmen. Ausserhalb dieser 
Gruppe fiel die Mobilisierung minimal aus. Dieses Ergebnis wird erhärtet durch die 
Untersuchung der Auswirkung der parteipolitischen Präferenzen sowie der Einordnung 
auf der Links-Rechts-Achse. Personen, die keiner Partei nahe stehen und/oder über keine 
ideologische Position verfügen, nahmen weniger teil als andere. Dabei ist allerdings 
darauf hinzuweisen, dass die Mobilisierung seitens der politischen Parteien schwach aus­
fiel, da auch von jenen Personen, die einer Partei nahe stehen, zwei Drittel nicht zur 
Abstimmung gingen.

Im Übrigen ist die geringe Abstimmungsbeteiligung auch das Ergebnis inhärenter Eigen­
schaften der Abstimmungsgegenstände. Anscheinend wirkte sich die Komplexität der 
Abstimmungsvorlagen bei zahlreichen Stimmberechtigten dämpfend auf die Mobilisie­
rung aus. Personen, die nur einen geringen Kenntnisstand über die Vorlagen aufwiesen, 
zogen es in grösser Mehrheit vor, nicht an der Abstimmung teilzunehmen.
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